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1.            RECHTSGRUNDLAGEN 
 

1.1 Baugesetzbuch in der Form der Bekanntmachung vom 03.11.2017 
(BGBI. I. S. 3634), geändert durch Artikel 9 des Gesetzes vom 
10.09.2021 (BGBl. I. S. 4147) 
  

1.2  Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungs-
verordnung) vom 21.11.2017 (BGBI. I. S. 3786) geändert durch Artikel 2 
des Gesetzes vom 14.06.2021 (BGBl. I. S. 33) 

 
1.3 Gesetz zum Schutz des Bodens (Bundes-Bodenschutzgesetz) vom 

17.03.1998 (BGBI. I. S. 502), geändert durch Art. 7 des Gesetzes vom 
25.02.2021 (BGBI. I. S. 306) 

       
1.4 Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm (AVV über genehmi-

gungsbedürftigen Anlagen nach § 16 Gewerbeordnung) vom 26.08.1998 
(GMBI. Nr. 26/1998, S. 503) 
 

1.5 DIN 18920 (Schutz von Bäumen, Pflanzenbeständen und Vegetations-
flächen bei Baumaßnahmen)  

 
1.6 Gesetz zum Schutz der Kulturdenkmale (Denkmalschutzgesetz) in der 

Fassung vom 06.12.1983 (GBI. S.797), zuletzt geändert durch Artikel 23 
der Verordnung vom 23.02.2017 (GBI. I. S. 99, 104) 

  
1.7 Verordnung des Ministeriums für Umwelt und Verkehr über die dezent-

rale Beseitigung von Niederschlagswasser vom 22.03.1999 (GBI. S. 
157), zuletzt geändert durch Art.11 des Gesetzes vom 03.12.2013 (GBI. 
S. 389, 441) 

 
1.8 Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung in der Fassung der Be-

kanntmachung vom 24.02.2010 (BGBI. I. S. 94), geändert durch Artikel 
14 des Gesetzes vom 10.09.2021 (BGBl. I. S. 4147) 

 
1.9  Bundes- Naturschutzgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 

29.07.2009 (BGBI. I. S. 2542) zuletzt geändert durch Artikel 1 des Ge-
setzes vom 18.08.2021 (BGBI. I. S. 3908) 
 

1.10  Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Luftver-
unreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähnliche Vorgänge 
(Bundes- Immissionsschutzgesetz) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 17.05.2013 (BGBI. I. S. 1274), zuletzt geändert durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 03.12.2020 (BGBI. I. S. 2694) 
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2.  PLANUNGSRECHTLICHE  FESTSETZUNGEN 
 
2.1    Art der baulichen Nutzung  
       (§§ 1-15 BauNVO + § 9 BauGB) 
 
2.1.1  Mischgebiet  

         (MI) - § 6 BauNVO 
 

Zulässig sind: 
 

 Wohngebäude 

 Geschäfts- und Bürogebäude 

 Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften sowie 
Betriebe des Beherbergungswesens 
 

 Sonstige Gewerbebetriebe 
 

 Anlagen für Verwaltung sowie für kirchliche, kulturelle, soziale, 
gesundheitliche und sportliche Zwecke 

 
 Gartenbaubetriebe  

 
 Tankstellen 

 
 Vergnügungsstätten im Sinne des § 4a Absatz 3 Nummer 2 in den 

Teilen des Gebiets, die überwiegend durch gewerbliche Nutzung 
geprägt sind. 

 
 

ausnahmsweise zulässig sind:  
 

 Vergnügungsstätten im Sinne des § 4a Absatz 3 Nummer 2 au-
ßerhalb der in Absatz 2 Nummer 8 bezeichneten Teile des Ge-
biets. 

 
 
2.2         Maß der baulichen Nutzung 

(§ 9 (1) Nr.1 BauGB) 
 

Die maximale Grundflächenzahl (GRZ) und die maximale Geschossflä-
chenzahl (GFZ) sind im Bebauungsplan (zeichnerischer Teil) festgesetzt. 
 

 
2.3 Zahl der Vollgeschosse 

(§ 9 (1) Nr.1 BauGB) 
 

Die maximale Zahl der Vollgeschosse ist im Bebauungsplan (zeichneri-
scher Teil) festgesetzt. 
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Bei Flach- und Pultdächern ist das 2. Obergeschoss als Attikageschoss 
auszubilden. In diesem Attikageschoss ist die einer öffentlichen Straße 
zugewandte  Außenfassade mindestens 2,00 m gegenüber der Außen-
fassade der beiden darunterliegenden Geschosse zurückzusetzen. 

 
 
2.4 Bauweise 

(§ 9 (1) Nr. 2 BauGB und § 22 (2) BauNVO) 
 

Festgesetzt ist die >>offene Bauweise (o)<< gemäß Eintragung im zeich-
nerischen Teil. 
   
 

2.5 Wassergefährdende Stoffe 
 

Aufgrund der anstehenden Bodenverhältnisse werden in den jeweils zu 
erteilenden Baugenehmigungen u.a. folgende Auflagen aufgenommen: 
 

 Wassergefährdende Stoffe dürfen nur oberirdisch innerhalb der 
Gebäude in begrenztem Umfang (WGK 3 max. 0,01 m³, WGK 2 
max. 0,1 m³ - Heizöl max. 10 m³, WGK 1 max. 1 m³) gelagert wer-
den und zwar in Anlagen mit Auffangräumen, die das in den Anla-
gen vorhandene Volumen wassergefährdender Stoffe aufnehmen 
können, das bei Betriebsstörungen ohne Berücksichtigung auto-
matischer Sicherheitssysteme oder entsprechender Gegenmaß-
nahmen maximal freigesetzt werden kann oder in doppelwandi-
gen Anlagen mit Leckanzeigegeräten. 
 

 Unterirdische Rohrleitungen zum Befördern der o.g. wasserge-
fährdenden Stoffen sind nicht zulässig. 

 
 Waschplätze sowie der Bau und Betrieb von Abscheideanlagen 

sind nicht zulässig 
 

   
2.6 Geologische Vorgaben 
 
 

Um eine grundwassergefährdende Bebauung des Gebiets auszuschlie-
ßen, sind aus geologischer Sicht folgende Vorgaben einzuhalten: 
 

 Alle Baukörper sind flach in maximal 1 m Tiefe unter bestehen-
dem, bzw. aufgefülltem Gelände zu gründen. Auf die Baugrund-
untersuchungen des Dipl.-Geol. R. Basler, Offenburg vom 
23.03.2000 wird hingewiesen. 
 

 Liegen die festgesetzten EFH höher als das bestehende Gelände, 
müssen die Auffüllungen aus bindigtonigem verdichtungsfähigen 
Locker-Material aufgebaut werden, das lagenweise eingebaut und 
optimal verdichtet wird. 
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2.7 Geologische Vorgaben 
Die im zeichnerischen Teil mit PFB bezeichneten bestehenden Bäume 
sind zu erhalten und zu unterhalten. Bei eventuellem Abgang eines sol-
chen Baumes ist dieser gleichwertig zu ersetzen. 
   
 

2.8 Höhe baulicher Anlagen 
Die maximale Höhe der Gebäude wird auf 10,0 m über der EFH (Erdge-
schossfußbodenhöhe) begrenzt. Maßgebend ist die Rohfußbodenhöhe. 

 
 
 

3. NACHRICHTLICHE ÜBERNAHME,  
DENKMALSCHUTZ 
(§ 9 (6) BauGB i.V. mit DSchG) 

 

3.1 Archäologische Denkmalpflege 
Sollten bei der Durchführung der Maßnahmen archäologische Funde 
oder Befunde entdeckt werden, sind gemäß § 20 DSchG Denkmalbe-
hörde(n) oder Gemeinde umgehend zu benachrichtigen. Archäologische 
Funde (Steinwerkzeuge, Metallteile, Keramikreste, Knochen, etc. oder 
Befunde (Gräber, Mauerreste, Brandschichten, bzw. auffällige Erdverfär-
bungen) sind bis zum Ablauf des vierten Werktages nach der Anzeige in 
unverändertem Zustand zu erhalten, sofern nicht die Denkmalschutzbe-
hörde oder das Regierungspräsidium Stuttgart, Referat 84 – Archäologi-
sche Denkmalpflege (Email: abteilung8@rps.bwl.de) mit einer Verkür-
zung der Frist einverstanden ist. Auf die Ahndung von Ordnungswidrig-
keiten gem. § 27 DSchG wird vom Regierungspräsidium Stuttgart hinge-
wiesen. Bei der Sicherung und Dokumentation archäologischer Substan-
zen zumindest mit kurzfristigen Leerzeiten im Bauablauf ist zu rechnen. 
 

 
 

4. HINWEISE  
 

4.1 Gewerbliches Abwasser 
Eventuell anfallende Abwässer bedürfen u.U. vor ihrer Ableitung in die 
Kanalisation einer besonderen Behandlung. Das Reinigungsverfahren ist 
in jedem Einzelfall im Einvernehmen mit dem Landratsamt Rottweil (Um-
weltschutzamt) festzulegen. 

 
 

4.2 Wasserschutzgebiet 
Der Bebauungsplan betrifft die Zone III des Wasserschutzgebiets Nr. 
325-012, festgesetzt vom Landratsamt mit Rechtsverordnung vom 
17.12.2004. Die dort formulierten Schutzbestimmungen, Regelungen 
und Verbote sind zu beachten. Gegebenenfalls ist für die Durchführung 
eines Vorhabens die Erteilung einer Ausnahmegenehmigung / Befreiung 
von den Verboten der Rechtsverordnung erforderlich. Diese ist beim 
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Landratsamt Rottweil (Umweltschutzamt) zu beantragen. Voraussetzung 
für die Erteilung einer Ausnahmegenehmigung / Befreiung ist die voraus-
sichtliche Beherrschbarkeit des Grundwassergefährdungspotentials z.B. 
durch Auflagen und Bedingungen. 

 
 
 
Aufgestellt: 
Oberndorf, den  30.09.2022                      ............................................ 
 Hermann Acker 
 Bürgermeist 
 

 
 
 
Ausgefertigt: 
Oberndorf, den ……………..                      ............................................ 
 Hermann Acker 
 Bürgermeister  
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2.  ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN 
 
2.1  Dachformen, Dachneigungen 

  (§ 74 (1) Nr. 1 LBO) 
   

Dachformen und Dachneigungen sind freibleibend. 
 
 
2.2             Niederspannungs- und Fernmeldefreileitungen 

(§ 74 (1) Nr. 5 LBO) 
 

Stromleitungen, Niederspannungs- und Fernmeldeleitungen sind nur als 
Erdverkabelung zulässig. 
 

 
2.3  Werbeanlagen 

(§ 74 (1) Nr. 2 LBO) 
 

Werbeanlagen als Lauf- oder Blinklichtanlagen sind nicht zulässig. 
 
 

2.4  Niederschlagswasserbehandlung 
 

Das Dachwasser sowie das Regenwasser aus den befestigen Flächen 
ist der öffentlichen Kanalisation zuzuleiten. 
 
 

2.5  Befestigte Grundstücksflächen 
 

Grundstücksbefestigungen sind in wasserdurchlässiger Weise herzustel-
len. 

 
 
 
3.   H I N W E I S E 
 
3.1  Kanalhausanschlüsse 
   

Kanalhausanschlüsse für Gebäude, die mit ihren Ablaufeinrichtungen 
unterhalb der Rückstauebene liegen, sind mit Hebeanlagen oder Rück-
stauverschlüssen zu versehen. 

 
3.2 Dränungen 

 
Im Falle des Anschnitts von Dränungen, Frischwasserleitungen oder 
Grund- bzw. Quellwasseraustritte, ist deren Vorflut zu sichern, bzw. wie-
der herzustellen. Ein Anschluss an der öffentlichen Schmutzwasser- Ka-
nalisation ist nicht zulässig. 
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3.3 Geotechnik 

 
Im Talbereich, westlich der alten Fluorner Straße ist mit setzungsemp-
findlichen Deckschichten zu rechnen. Es werden im Einzelfall für die 
Gründung Baugrunduntersuchungen empfohlen. Auf die Baugrundun-
tersuchungen des Dipl.-Geol. R. Basler, Offenburg vom 23.03.2000 
wird hingewiesen. 

 
 
 
Aufgestellt:  
 
 
Oberndorf,  den      30.09.2022 
                             ………………………. 
                         Hermann Acker 
                                 Bürgermeister 

 
Ausgefertigt:    
         
                 
Oberndorf, den              ………………………. 
                             Hermann Acker  
                                  Bürgermeister 
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1.  ALLGEMEINES 
 

Der Bebauungsplan >>Fluorner Straße<< wurde am 27.03.2001 vom 
Gemeinderat der Stadt Oberndorf am Neckar als Satzung beschlossen 
und am 09.07.2001 zur Rechtskraft geführt. Der Bebauungsplan wurde 
seinerzeit aufgestellt, um die planungsrechtlichen Voraussetzungen für 
die Schaffung von Wohnbau-, Misch-, und Gewerbegrundstücken auf 
dem „Lindenhof“ zu schaffen.  
 
Im Bereich der Flurstücke 1036, 1036/1 und 1104/7 wurde bisher nur 
teilweise Bautätigkeit durchgeführt. Es wurde jüngst ein Motel erstellt. 
Für die unbebauten Flächen wurde ein weiterer Investor gefunden, wel-
cher auf dem Gelände einerseits ein Mehrfamilienhaus mit 9 Wohnein-
heiten errichten möchte und gleichermaßen eine Gewerbehalle zur Nut-
zung für seine gewerblichen Tätigkeiten. 
 
Da sich allerdings die Art und Weise zu bauen sowie die städtebaulichen 
Überlegungen und Grundsätze seit 2001 teils verändert haben, ist es er-
forderlich, dass der ursprüngliche Bebauungsplan in diesem Teilbereich 
den heutigen Anforderungen angepasst wird. 

 
Aus diesem Grund hat der Gemeinderat der Stadt Oberndorf beschlos-
sen, dass der Bebauungsplan „Fluorner Straße“ einer 3. Änderung un-
terzogen werden soll. Der Planbereich wird künftig als „Fluorner Straße 
– 3. Änderung“ bezeichnet. 

 
Folgende Änderungen werden notwendig: 
 

a) Die Baugrenze sollen der Planung, welche eine größere Ver-
dichtung einplant als im Jahre 2001 angedacht, angepasst 
werden. Die Ausweitung der Baugrenze ist in östlicher Rich-
tung um ca. 8,0 m notwendig. Der Grenzabstand zu dem öst-
lich benachbarten Gebäude wird dabei weiter eingehalten. Mit 
der verdichteten Bauweise kommt die Planung der Forderung 
der Landes- und Regionalplanung vollumfänglich nach. 
 

b) Für den gesamten Geltungsbereich des Bebauungsplans soll 
eine 3-geschossige Bauweise möglich sein, mit der Einschrän-
kung, dass das oberste Geschoss (Vollgeschoss) bei Flach- 
und Pultdächern nur mit Ausbildung einer Attika errichtet wer-
den darf. 

 
c) Für den gesamten Geltungsbereich des Bebauungsplans soll 

die GRZ von 0,4 auf 0,6 erhöht werden, da eine verdichtete 
Bauweise im Mischgebiet dies städtebaulich erfordert. Gleich-
ermaßen wird durch die Erhöhung der maximalen Vollge-
schosse hier eine Erhöhung der GFZ von 0,8 auf 1,0 erforder-
lich. 

 
d) Um die städtebauliche Integration in die bestehenden Struktu-

ren zu gewährleisten, setzt die Planung nun für den gesamten 
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Bereich eine maximale Gebäudehöhe von 10,0 m über EFH 
(Erdgeschossfussbodenhöhe – Rohfußboden) fest. 

 
Weitere Änderungen in den textlichen Festsetzungen sind nicht geplant. 
Allerdings werden die planungs- und bauordnungsrechtlichen Festset-
zungen gemäß aktueller Rechtsprechung in verschiedene Satzungen 
aufgeführt und den derzeit gültigen Rechtsvorschriften angepasst. 
 

 
 

2.  ERFORDERNIS DER PLANAUFSTELLUNG 
 

Durch die Absicht der Bebauung eines unbebauten Grundstücks im In-
nenbereich in verdichteter Bauweise, sowie der städtebaulichen Anpas-
sung des Bereichs des Bebauungsplans, ist es erforderlich den Bebau-
ungsplan „Fluorner Straße“ in einem Teilbereich zu ändern. 
Damit schafft die Stadt Oberndorf die planungs- und bauordnungsrecht-
lichen Voraussetzungen für eine geordnete und rechtssichere Umset-
zung des städtebaulichen Projekts unter Berücksichtigung der umgeben-
den Bebauungen und Strukturen und eine weitere Förderung zur Schaf-
fung verdichteter Bauformen im benachbarten Areal.  
Vor allem die Schaffung von weiteren Wohnungen ist in der Raumschaft 
ein sehr wichtiger öffentlicher Belang. Gleichermaßen gilt dies auch für 
die Schaffung von seniorengerechten Wohnungen.  
 
Grundsätzlich hat die Planung aber auch zum Ziel, dass durch die Zuläs-
sigkeit eines weiteren Vollgeschosses die Möglichkeit zur Innenverdich-
tung geschaffen werden kann.  
 
Damit entspricht die Planung den Anforderungen an die Zukunft hinsicht-
lich sozialer und gesellschaftlicher Aspekte. 

 
 

3.  ABGRENZUNG DES PLANGEBIETES 
 
Das Gebiet (Geltungsbereich) des Bebauungsplanes >>Fluorner Straße 
– 3. Änderung<< sowie der Bereich für die Örtlichen Bauvorschriften sind 
im zeichnerischen Teil durch eine dicke schwarze Balkenlinie dargestellt. 
Die Abgrenzung des Bebauungsplans ist so gewählt, dass die durch eine 
Planrealisierung entstehenden entscheidungserheblichen Problemfelder 
innerhalb des Geltungsbereiches erkannt, aufgearbeitet und gelöst wer-
den können. 
 
Folgende Flurstücke sind von der Änderungsplanung direkt betroffen: 
 
1104/7, 1104/10, 1036/1 und 1036 
 
 

4.  VERFAHRENSWEG 
  

Der Gemeinderat der Stadt Oberndorf am Neckar hat am ……….. den 
Aufstellungsbeschluss für den Bebauungsplan >>Fluorner Straße – 3. 



5 

Änderung<< im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB in öffentli-
cher Sitzung gefasst.  
In gleicher Sitzung wurde der Beschluss zur öffentlichen Auslegung nach 
§ 3 (2) i.V. § 13a BauGB sowie zur Benachrichtigung der Behörden nach 
§ 4 (2) i.V. § 13a BauGB gefasst. Nachfolgend wurden nun die Verfah-
rensschritte abgearbeitet. 

 
Durch eine Anwendung des beschleunigten Verfahrens nach § 13 a 
BauGB kann auf eine erneute detaillierte Umweltprüfung verzichtet wer-
den. Gleichermaßen wird auf eine frühzeitige Bürgerbeteiligung nach       
§ 3 (1) BauGB verzichtet. 
 
Das beschleunigte Verfahren nach § 13a BauGB ist insbesondere aus 
folgenden Gründen möglich: 
 

 Für die geplanten Nutzungsarten ist keine Umweltverträglichkeits-
prüfung nach UVPG notwendig. 
 

 Es bestehen keine Anhaltspunkte, dass Natura 2000- Gebiete 
durch die Planung beeinträchtigt werden könnten.  
 

 Die zulässige Grundfläche im Sinne des § 19 Abs. 2 BauNVO liegt 
mit ca. 3.500 m² unter dem Grenzwert von 20 000m². 

 
Berechnung: 

 
   Geltungsbereich 3. Änderung:  5.800   m² 
  
   Nutzbare Fläche:               3.480  m² 
   GRZ 0.6 
 

 Die Flächen des Plangebiets sind allesamt bereits überplante In-
nenbereichsflächen. Durch die Planung kann zusätzlicher Wohn-
raum innerhalb eines bestehenden Bebauungsplans geschaffen 
werden. 
 

 

5.  BESTEHENDE RECHTSVERHÄLTNISSE UND BIN-
DUNGEN 

 
5.1  Flächennutzungsplan 
 
  Die Stadt Oberndorf ist Mitglied der Verwaltungsgemeinschaft Oberndorf 

– Epfendorf – Fluorn - Winzeln. Eine zentrale Aufgabe der Verwaltungs-
gemeinschaft ist die Aufstellung eines gemeinsamen Flächennutzungs-
plans. Im derzeit rechtswirksamen Flächennutzungsplan sind die Flä-
chen als Mischgebiet ausgewiesen. Damit gilt die Planung im Sinne des 
§ 8 (2) Satz 1 BauGB als aus dem Flächennutzungsplan entwickelt. Eine 
Genehmigung ist deshalb nicht erforderlich. 
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5.2  Rechtskräftige Bebauungspläne 
 

  Der Bebauungsplan >>Fluorner Straße – 3. Änderung<< liegt inmitten 
des folgenden rechtskräftigen Bebauungsplans: 

 
Bebauungsplan >>Fluorner Straße <<, rechtskräftig seit 09.07.2001 
 
In den Überschneidungsbereichen ersetzt die vorliegende Planung die 
Ursprüngliche. 
 
 

6.  LAGE IN DER ORTSCHAFT, 
  DERZEITIGE NUTZUNG 
 

Das Plangebiet liegt im Stadtteil Lindenhof. Im Süden und Westen grenzt 
die „Von-Gunzert-Straße““ an die Planung an.  
 
Die nun vorliegende Planung ändert den ursprünglichen Bebauungsplan 
im o.g. Bereich. Bisher ist das Plangebiet bereits planungsrechtlich als 
„Mischgebiet (MI)“ ausgewiesen. Das Areal stellt teilweise eine innerört-
liche Baulücke dar und ist teilweide bereits bebaut. Insofern sind keine 
landschaftlich prägenden Elemente vorzufinden.  
  
Schutzgebiete, schutzwürdige Bereiche oder andere zu erhaltenden Flä-
chen sind im Bereich der Planänderung nicht vorhanden. 
 
 
 

7.  PLANUNGSKONZEPT 
  
7.1  Art der baulichen Nutzung 
 

Die Art der baulichen Nutzung wird als „Mischgebiet (MI)“ beibehalten 
und wird somit entsprechend den Darstellungen im Flächennutzungsplan 
in der Art der baulichen Nutzungen als „Mischgebiet“ festgesetzt.  
 
Die Zulässigkeiten nach § 6 BauNVO werden nicht eingeschränkt, und 
so aus der ursprünglichen Planung übernommen. 
 
 

7.2  Maß der baulichen Nutzung 
 

Der Bebauungsplan >>Fluorner Straße<< setzt bisher eine GRZ (Grund-
flächenzahl) von 0,4 und eine GFZ (Geschossflächenzahl) von 0,8 für die 
Planfläche fest. Die Änderungsplanung hat als städtebauliches Ziel vor-
gegeben, dass verdichtete Bauweise möglich sein soll. Insofern wird die 
GRZ auf 0,6 erhöht. Durch die Erhöhung der maximalen Zahl der Vollge-
schosse auf 3, ist es auch erforderlich, dass die GFZ auf 1,0 erhöht wird. 
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Die Zahl der Vollgeschosse wurde mit maximal 3 festgesetzt. Hier wurde 
eine Erhöhung um 1 Vollgeschoss beschlossen, um die Flächen entspre-
chend besser nutzen zu können und Innenverdichtungen zu fördern. 

 
 
7.3  Bauweise 
 

Für den gesamten Geltungsbereich des Plangebiets wird eine >>offene 
Bauweise (o)<< festgesetzt. Dieser Punkt wird so unverändert übernom-
men. 

 
 
7.4  Verkehr 
 
7.4.1     Verkehrliche Erschließung 
 

Die verkehrliche Erschließung des Gebiets ist bereits durch die Straße 
„von-Gunzert-Straße“ vorhanden und in der bisherigen Dimension auch 
ausreichend.  
 

 
7.4.2          Landwirtschaftlicher Verkehr 
 

Der landwirtschaftliche Verkehr wird durch die jetzige Planung nicht be-
rührt. 

 
 
7.4.3          Ruhender Verkehr 
 

Der ruhende Verkehr wird durch die Änderungsplanung nicht unmittelbar 
berührt. Hier sind die Vorgaben der LBO Baden-Württemberg zu beach-
ten und einzuhalten. 

 
 

8. VER -  UND ENTSORGUNG  
 

Das Plangebiet wird nach außen an die vorhandenen Infrastrukturen an-
geschlossen. 

 
 
8.1 Wasserversorgung 
 

Das Gebiet ist mit Trink- und Löschwasser versorgt.  
 
 
8.2 Abwasserableitung 
 

Das Plangebiet ist bereits entwässert. Kanäle, die bereits verlegt sind, 
können belassen werden. Änderungen an der Entwässerungssystematik 
sind nicht erforderlich. 
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8.3  Stromversorgung 
 

Die Energieversorgung ist über die EnBW sichergestellt.  
 
 
8.4     Fernmeldetechnik 

 

Durch die Deutsche Telekom AG ist ein Anschluss an das bestehende 
Fernmeldenetz gegeben. 
 

 
8.5 Abfall, Wertstoffe 

 

Das Einsammeln von Restmüll und dessen Entsorgung erfolgt im Auftrag 
des Landkreises Rottweil durch ein privates Unternehmen.  
 
Die Entsorgung nicht wieder verwendbarer Stoffe wird durch den Land-
kreis Rottweil sichergestellt. 

 
 

9. UMWELTBERICHT 
 

Die vorliegende Änderung des Bebauungsplans umfasst insgesamt be- 
reits nach § 30 BauGB bebaubare Flächen. Eine Prüfung der Beeinträch-
tigung der Schutzgüter kann daher mit einfachen Mitteln erfolgen. Im Üb-
rigen sind die Voraussetzungen für ein beschleunigtes Verfahren nach   
§ 13a BauGB gegeben. 
 
Folgende Schutzgüter wurden behandelt: 
 
Schutzgut Mensch 
Die Flächen der Änderungsplanung sind bisher als Mischgebiet (MI) aus-
gewiesen und als Bauland existent. Die 3. Änderung wirkt hauptsächlich 
darauf hin, dass eine Bebauung der bestehenden Bauplätze ermöglicht 
werden kann. Durch diese Änderung werden keine zusätzlichen Belas-    
tungen, Immissionen oder Verkehrsströme verursacht. 
Für  das  Schutzgut  Mensch  ergeben  sich  somit  keine  Veränderungen 
durch die Änderung des Bebauungsplans. Mit temporärem Baulärm und  
Immissionen ist zu rechnen. Da dies aber temporärer Natur ist, sind hier 
keine langfristigen Beeinträchtigungen zu erwarten. 

 
 Schutzgut Boden 

 Durch die Änderung der Art der baulichen Nutzung sowie der Baugren-
zen wird planungsrechtlich keine Mehrfläche neu erschlossen bzw. ver-
siegelt. Durch die Aufstellung des Bebauungsplans „Fluorner Straße“ 
wurden die Flächen als Mischgebiet (MI) (GRZ 0,4 – Versiegelungsgrad 
40%) ausgewiesen. Damit ist eine Vorbelastung vorhanden. Es kommt 
zu keinen weiteren Eingriffen ins Schutzgut Boden. Nach § 13 a BauGB 
gelten die Eingriffe in das Schutzgut Boden als ausgeglichen. 
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Schutzgut Luft/Klima 
Die geplante Nutzung ändert hinsichtlich dieses Schutzguts nichts We-
sentliches. Durch die Aufstellung des Bebauungsplans „Fluorner Straße“ 
wurden Eingriffe in das Schutzgut Luft/Klima getätigt. Vorbelastungen 
durch die bestehenden und geplanten Gebäude sind gravierend. Somit 
sind keine Veränderungen im Bereich dieses Schutzguts festzustellen. 
 
Schutzgut Tiere/Pflanzen 
Die Beeinträchtigungen sind planungsrechtlich durch die Bebaubarkeit 
nach § 30 BauGB schon vorhanden. Große Teile des Grundstücks sind 
durch Gebäude, Stellplätze, Terrasse und Zuwegungen versiegelt. Die 
verbleibenden Grünflächen sind als Wiesenflächen genutzt. Wertvolle 
Strukturen sind nicht erkennbar.  
Durch die Änderungsplanung können Außenbereichsflächen geschont 
werden, die beim Schutzgut Pflanzen und Tiere sicherlich hochwertiger 
wären. 
 Nach § 13 a BauGB gelten die Eingriffe in das Schutzgut Boden als aus-
geglichen. 
 
 
Eingriffs- und Ausgleichsbilanz 

 
 Der Bebauungsplan wird nach § 13a  BauGB im beschleunigten Verfah-
ren geändert. Somit kann auf einen detaillierteren Umweltbericht sowie 
auf eine detaillierte Eingriffs- und Ausgleichsbilanz verzichtet werden; der 
Ausgleich ist im beschleunigten Verfahren als bereits erbracht zu bewer-
ten. 

 
Artenschutz 
 
Artenschutzrechtliche Belange, die einer Planung entgegenstehen könn-
ten, konnten nicht festgestellt werden. Die Flächen liegen mitten in einem 
Mischgebiet (MI). Das Gebiet ist als Bauland existent. Es sind einzelne 
Laubbäume im Gebiet vorhanden, die allerdings keine Höhlen o.ä. auf-
weisen, welche auf besonders geschützte Arten hinweisen würden. Auch 
die Ausstattung der Wiesenflächen gibt keine Anzeichen für einen 
Schutzcharakter der Wiese. 
Insofern stehen der Änderungsplanung keine artenschutzrechtlichen Be-
lange entgegen. 

 
 

10. BODENORDNUNG 
  

 Bodenordnerische Maßnahmen sind nicht notwendig. 
 
 

11. GEOLOGIE 
 
11.1 Archäologische Denkmalpflege 
 

 Besonderheiten sind bei der Realisierung des Planbereichs nicht zu er-
warten.  
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 Vorbeugend wird jedoch in den Textteilen zum Bebauungsplan festge-

setzt, dass das Regierungspräsidium Stuttgart, Abt. Denkmalpflege un-
verzüglich zu benachrichtigen ist, falls Bodenfunde bei Erdarbeiten zu-
tage treten. Dies gilt auch, wenn alte Grenzsteine oder ähnliches von den 
Baumaßnahmen betroffen sein sollten. 

 
11.2 Geotechnik 
 

 Im Rahmen der Beteiligung der Behörden wird das Regierungspräsidium 
Freiburg, Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau gehört. Die 
Stellungnahme wird entsprechend als Hinweis beachtet. 

 
 

12. ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN 
 
12.1     Dachformen, Dachneigung 
 

Für die Dachformen ergehen konkreten Festsetzungen.  
 
 
12.2 Außenantennen und Versorgungsleitungen 

 
Damit das künftige städtebauliche Gestaltungsbild nicht durch oberirdi-
sche Leitungsführungen beeinträchtigt wird, setzt die Planung Erdverka-
belungen fest.  

 
 
 

13. ZEITLICHE REALISIERUNG 
 

 
Unmittelbar nach Erlangen der Rechtskraft werden die geplanten Maß-
nahmen umgesetzt. 
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